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Crossover

Gegenmacht oder gegen Macht?
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	Flotter Dreier oder tote Hose?
	

Crossover ist der Versuch, eine Diskussion ber politische Kooperation von sozialistischen, grnen und sozialdemokratischen Positionen in Gang zu setzen, deren Ergebnis hegemoniefhige progressive Reformprojekte werden sollen. So nahe liegend dies angesichts des Niedergangs der neoliberalen ra ist, so blockiert ist diese Perspektive dennoch. Es fehlt an halbwegs kohrenten theoretischen und praktischen Anstzen, an Erfahrungen ber Chancen und Grenzen solcher Kooperationen, an Vertrauen der Akteure zueinander, an Kenntnis der eigenen Strke als auch Schwche. Rot-Rot-Grn: Wir wollen wissen, was da geht  und was nicht. Und wie es geht  und wie nicht.




Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

eurer Redaktion

der Latte Macchiato ist ein beliebtes Getränk. Beliebt in groß- und kleinstädtischen Cafés. Weniger bekannt ist, dass Latte Macchiato ursprünglich eine italienische Milchzubereitung für Kinder war, um sie an den Geschmack des Kaffees zu gewöhnen, ohne ihnen zu viel Koffein zu verabreichen. Das lernt man bei Wikipedia. Und noch mehr: Latte Macchiato werde häufig als Symbol für trendbewusste Großstädter der Mittelschicht in Szenebezirken von Berlin und Hamburg verwendet und auch abwertend als Modegetränk der Yuppies betrachtet.
Was hat nun Latte Macchiato mit dieser Ausgabe unseres Magazins zu tun? Zunächst gar nichts. Denn es geht hier um „Crossover“, also um den Versuch, eine Diskussion über politische Kooperation von sozialistischen, grünen und sozialdemokratischen Positionen in Gang zu setzen, deren Ergebnis hegemoniefähige progressive Reformprojekte werden sollen. So nahe liegend dies angesichts des Niedergangs der neoliberalen Ära ist, so blockiert ist diese Perspektive dennoch. Es fehlt schlicht an allem: an halbwegs kohärenten theoretischen, erst recht an praktischen Ansätzen, an Erfahrungen über Chancen und Grenzen solcher Kooperationen, an Vertrauen der Akteure zueinander, an Kenntnis der eigenen Stärke als auch Schwäche. Nicht zuletzt fehlt der Charme des Neuen, des nach vorn Gerichteten. Ganz besonders nerven deshalb diejenigen, die erst gar nicht drüber reden wollen, wie eine rot-rot-grüne Kooperation aussehen könnte. Gleichzeitig treibt das scheele Schielen auf das blockierte Naheliegende Sumpfblüten: rosa-rot-grüne Funktionäre treffen sich beim Kinderkoffeingewöhnungsgetränk und „loten aus“ – ja, was eigentlich? Der Hinterzimmer-Crossover gleicht also dem Grabschfieber in einem Kleinstadt-Anbaggerschuppen.
Wir wollen die Blockaden beenden. Jenseits vom Latte Macchiato wollen wir raus aus der Kaschemme und rein ins Licht. Und zwar mit offenem Visier: Ja, wir wollen Rot-Rot-Grün, ja, wir wollen eine Linksregierung. Aber wir wollen wissen, was da geht – und was nicht. Und wie es geht – und wie nicht. Deshalb haben wir PolitikerInnen gefragt, was für sie Mindestbedingungen einer Linksregierung sind. Und wir haben nachgesehen, wo es so etwas unerhörtes (fast) schon mal gegeben hat. Wir haben die TrägerInnen gefragt; aus Gewerkschaften, Wissenschaft, Kultur und sozialen Bewegungen. Streiten haben wir sie lassen, über das, was eigentlich Crossover-Kernprojekte sein könnten. Polar und spw, unsere grünen und sozialdemokratischen Zeitschriften-Pendants, kommentieren unsere Crossover-Thesen. Denn klare Worte erhalten die Freundschaft. Besonders stolz sind wir aber darauf, aus dem Dreier- ein Vierer-Crossover gemacht zu haben. Denn mal ehrlich: Kann es einen Crossover ohne DIE PARTEI geben? Martin Sonneborn, Vor- und Cross-Denker meldet ideologische Führungsansprüche an.
Kurz, wir haben alles getan, um die rosa-rot-grünen Hinterzimmergrabscherei aus dem fahlen Kaschemmenlicht herauszuholen. Ob 2013 hieraus aufregender Gruppensex in der Regierungs-Kommune-I werden kann, wissen wir natürlich nicht. Aber Latte Macchiato jedenfalls hat für das reale Leben viel zu wenig Koffein.
Eure Redaktion



für eine progressive hegemonie!

Thesen der Redaktion zu Crossover

eurer Redaktion

1. Crossover und Regierungsbeteiligung keine Synonyme
 
Für die einen ist Crossover eine Mixtur aus Hip-Hop und Heavy Metal, für die anderen ein politischer Prozess, der jenseits der üblichen Parteihackordnungen gesellschaftspolitische Veränderungen einleiten soll. Der im „Institut Solidarische Moderne“ und anderen Kreisen begonnene Crossover-Prozess darf sich nicht als vorweggenommene Koalitionsverhandlungen verstehen. Crossover und Regierungsbeteiligung sind keine Synonyme. Sie bezeichnen eigenständige Vorgänge: Crossover zielt auf die grundlegende Veränderung der Machtverhältnisse und lotet mögliche Wege dahin aus. Zwischen Vorbereitungsrunden für Regierungsbeteiligungen und Crossover kann es zu Überschneidungen kommen, wenn eine Koalition mit dem Ziel vorbereitet wird, die Machtverhältnisse grundlegend zu verändern. Aber es gibt keinen Automatismus. Eine Regierungsbeteiligung kann ein Instrument zur Veränderung der Machtverhältnisse sein, sie kann aber auch das Gegenteil bewirken. Dass neue parlamentarische Mehrheiten zu einer neuen Politik führen, ist keineswegs ausgemacht. Die rot-grüne Regierung Schröder ist hierfür das beste Beispiel. Statt sozial-ökologische Reformpolitik durchzusetzen, hat sie neoliberale Politik – z. B. Hartz IV und Kriegseinsätze – in ihr Milieu vermittelt und diese damit überhaupt erst gesellschaftlich durchsetzbar gemacht.
  
2. Bisherige Bilanz ambivalent
 
Die Bilanz linker Reformpolitik im bürgerlichen Staat ist widersprüchlich: Zwar wurden einerseits progressive Veränderungen über die Einflussnahme auf die Exekutive verwirklicht (z.B. die Bildungsreform der 1970er Jahre), andererseits sind reformpolitische Bestrebungen regelmäßig an den Machtverhältnissen gescheitert. An dieser widersprüchlichen Bilanz wird deutlich: Entscheidend für die Durchsetzung linker Politik sind gesellschaftliche Hegemonien und die Bereitschaft, linke Politik auch gegen machtvolle Interessen zu verteidigen. Ohne Druck im Kessel, ohne soziale Kämpfe, ohne eine Abkehr von einer „allgemeinwohltümelnden“ Staatsillusion (auch bei den Funktionär/-innen der Parteipolitik) wird jede linke Reformpolitik scheitern. Diese Diagnose muss jedoch nicht dazu führen, sich nur noch auf propagandistische Staatskritik zurückzuziehen, man kann sich sehr wohl mit konkreten Perspektiven auseinanderzusetzen. Es gilt für einen solchen radikalen Anspruch Veränderungsmöglichkeiten in den bestehenden gesellschaftlichen Verhältnissen zu bestimmen.
  
3. Linker Vetoblock statt Mitte-Links
 
Eine zeitgemäße Aufnahme der Crossover-Idee, um einen Politikwechsel auf den Weg zu bringen, muss die alten Zöpfe der Mitte-Links-Regierungen der neunziger Jahre abschneiden. Die neue Mitte, ordoliberale „Balance“ zwischen Markt und Staat, Drangsalierung der Erwerbslosen, aktivierende Sozialpolitik – all das ist zu Recht diskreditiert und gescheitert. Heute sollte vielmehr im Mittelpunkt der Crossover-Diskussion die Frage stehen, wie eine explizite LINKSREGIERUNG möglich sein kann. Wie kann das linke Lager mit radikalen Reformperspektiven (Energiewende, demokratischer Sozialstaat, friedliche Außenpolitik) die Führung (also die Regierung) übernehmen? Bei diesem Projekt der Führungsübernahme kann die Übernahme von Verantwortung in der Exekutive, in Ländern, Kommunen oder im Bund eine Rolle spielen. Dafür ist jedoch die Konstituierung eines gesellschaftlichen Lagers notwendig, das auf die gesellschaftliche Entwicklung Einfluss nehmen will, um einem Postneoliberalismus den Weg zu bereiten. Insofern geht es in den nächsten Jahren um die Frage, wie ein linker Veto-Block entstehen kann, der die Politik der schwarz-gelben Bundesregierung erfolgreich blockiert. Ziel ist die ausdrückliche Re-Etablierung eines „Lagerdenkens“ und sozialer Konflikte entlang der „links-rechts“-Achse. Nur aus einer vitalen Opposition gegen die Fortsetzung der herrschenden Politik können Energien gewonnen werden, die eine linke Politik in Regierungsverantwortung durchsetzbar macht.
  
4. Verwaltungs- und Veränderungslinke
 
Bisher durchzieht sowohl die gesellschaftliche Linke als auch die Parteien der SPD, der GRÜNEN und der LINKEN ein Konflikt zwischen zwei Varianten der Reformpolitik: Die Verwaltungslinke setzt darauf, die bestehenden Problemlagen öffentlicher Institutionen – Haushaltsdefizite, enge Handlungsspielräume, schlechte Einnahmesituation – mit linken Akzenten zu verwalten. Sie nimmt dabei ein „moderierendes“ Verhältnis zur neoliberalen Politik ein. Sie will nicht alles anders, aber vieles besser machen. Im Gegensatz dazu hält die Veränderungslinke an der Idee einer Reformpolitik, also einer substantiellen politischen Veränderung fest. Sie sammelt sich um die Forderung nach einem Politikwechsel und ist auch dazu bereit, Sand ins Getriebe zu streuen.
  
5. DIE LINKE und Regierungsbeteiligungen
 
Das Verhältnis der LINKEN zu Regierungsbeteiligungen hat sich in den letzten Jahren massiv verändert: Ging es in der PDS noch um die Frage, ob sich die Partei überhaupt an Regierungen in Ländern und auf Bundesebene beteiligen soll, wurde im Rahmen der Parteivereinigung festgehalten, dass die LINKE die Regierungsfrage entlang konkreter Durchsetzungsmöglichkeiten beantwortet. Zusätzlich zu diesen Mindestbedingungen (siehe dazu Beiträge im Heft) geht es zunehmend darum, welche Veränderungen linke Regierungen einleiten können, die über die konkrete Verbesserung von Lebenslagen (Reform) hinaus gesellschaftliche Kräfteverhältnisse grundsätzlich verschieben (Transformation). Nur wenn es innerhalb der LINKEN gelingt, einen breit verankerten innerparteilichen Konsens über die Frage zu erzielen, kann sich DIE LINKE an einem Regierungsprojekt beteiligen. DIE LINKE muss dabei aufpassen, sich von den Medien und interessierten Kreisen keine Diskussion darüber aufdrängen zu lassen, welche Positionen sie für eine linke Regierung aufzugeben hat. Eine solche Diskussion führt dazu, dass die Partei schnell für überflüssig erachtet wird. Vorauseilender Gehorsam gegenüber einem möglichen Koalitionspartner befördert ein linkes Regierungsprojekt daher ausdrücklich nicht.
  
6. Für Widerstände wappnen
 
Ein Crossover-Prozess muss die Beteiligten gegen die zu erwartenden Widerstände wappnen. Sie dürfen nicht der naiven Vorstellung verfallen, der Staat sei ein Fahrrad, auf das man sich nur per Ministerposten zu setzen habe und schon lasse sich problemlos umlenken. Sie müssen in soziale Kämpfe eingebettet und von dem Wissen getragen sein, dass es gesellschaftlicher Mehrheiten und damit neuer Hegemonien bedarf, bevor eine parlamentarische Mehrheit alternative Entwicklungspfade einschlagen kann. Im Gegensatz zu Annahmen, dass eine linke Reformpolitik gegenwärtig mehrheitsfähig sei, gilt es festzuhalten, dass bspw. leistungschauvinistische Einstellungen zunehmend verbreitet sind. Mehrheit und Rückhalt für eine linke Politik müssen durch Aufklärungsarbeit und Aktion erst noch errungen werden. Die Anbiederung an gesellschaftliche Mehrheitsmeinungen zu Erwerbslosen, zu Migrant/-innen sowie zur Innenpolitik mag vielleicht wahlpolitisch vielversprechend sein. Linke gesellschaftliche Veränderung wird sie – das zeigt die Geschichte der SPD – nicht bewirken.
  
7. Akteure
 
Eines ist sicher: Ist eine linke Regierung nicht in der Lage, im Zweifelsfall für ihre entscheidenden Projekte eine Million Menschen auf die Straße zu bringen, wird sie inhaltlich scheitern. Crossover – also der Versuch ein gemeinsames gesellschaftspolitisches Projekt der Linken zu begründen – wird daher nur funktionieren, wenn dieser Dialog bewegungsförmig und partizipativ organisiert ist. Gleichzeitig dürfte sich das linke Lager nicht nur auf Gewerkschaften, Erwerbslosenverbände und soziale Bewegungen verengen. Ein Crossover-Prozess muss auch Teil des sozial-ökologisch orientieren Bürgertums mit einbeziehen. Er muss die Deutungshoheit über Begriffe wie wirtschaftliche Vernunft, leistungsgerechte Löhne, ökologisches Produzieren und Konsumieren sowie Krieg und Frieden gewinnen. Aus linker Sicht ist es daher nicht allein entscheidend, arithmetische parlamentarische Mehrheiten zu bilden, sondern gesellschaftliche Mehrheiten für eine andere Politik. Es geht hier jedoch nicht um „Vermittung“, sondern um „Linksverschiebung“: Überzeugungsarbeit dafür, dass ein grundsätzlicher Politikwechsel auch für Teile der bürgerlichen Klasse unterstützungswürdig ist. Eine Linksregierung braucht Unterstützung gegen die mächtigen Interessen der Lobbyverbände und der konservativen Presse. Auch deshalb ist ein Crossover zwischen Politik und Gesellschaft für eine sozial-ökologische und antimilitaristische Reformpolitik konstitutiv.




postneoliberale suchprozesse

Zur Notwendigkeit eines gegenhegemonialen Projekts

Sonja Buckel

Der Zombie Neoliberalismus
  
Inzwischen ist das neoliberale Projekt unwiderruflich in die Krise geraten. Doch welches alternative Projekt folgt darauf? Da sich die Kräfteverhältnisse nicht verschoben haben, entsteht zunächst nichts Neues. Die neoliberale Praxis ist delegitimiert, zugleich scheint es nichts außerhalb ihrer zu geben. Die postoperaistische Linke spricht daher von einem „Zombie“: „Zombies laufen umher und erzeugen entsetzliche Verwüstungen, aber in ihnen ist kein Leben mehr“,1 schreibt Michael Hardt. Der Begriff des Zombies bringt den Zustand einer Gesellschaftsformation auf den Begriff, die sich überlebt hat: Das Gesamt einer sozialen Ordnung, die aus miteinander verwobenen ökonomischen, politischen, diskursiven Praxen besteht, die sich über einen längeren Zeitraum hinweg reproduziert und so auf Dauer gestellt sind. Historisch und räumlich haben sich sehr verschiedene kapitalistische Formationen entwickelt. Der Neoliberalismus ist nur eine von ihnen, bestehend aus einer politisch-ökonomischen Entwicklungsweise und einer Weltanschauung, die sich im ganzen Gewebe der Gesellschaft verbreitet hatte. Der Neoliberalismus war hegemonial. Er war keine große Maschine, die uns wie ein Zwangsapparat beherrschte. Er war auch ein politökonomisches Programm, das mächtigen Interessen diente, aber von jenen nicht einfach verordnet werden konnte. Vielmehr steht mit dem Ende des Neoliberalismus eine moralisch-politische Führungstechnologie auf dem Spiel, die selbst die alltäglichen Routinen in Richtung einer Wettbewerbsgesellschaft lenkte, welche sogar von jenen obsessiv wiederholt wurden, die am meisten unter ihnen zu leiden hatten. Die vermeintliche Alternativlosigkeit ist nur der Ausdruck der einstigen Hegemonie dieser Konstellation.
  
Hegemonie in Zivilgesellschaft, Politik, Recht
  
Der Suchprozess aus dieser Krise führt in eine postneoliberale Konstellation, in der noch unverbundene Praxen gegen die Kräfte der alten Ordnung um ein neues Projekt ringen. Hegemonie stellt sich nicht einfach ein, sondern muss organisiert werden. Die Organisator_innen der Hegemonie nannte Gramsci „Intellektuelle“. Es handelt sich nicht um die kontemplativen Denker, wie beim idealistischen Intellektuellenbegriff, sondern um diejenigen, denen es gelingt, die unhinterfragten Überzeugungen zu formulieren und den Platz für legitime Sichtweisen zuzuweisen. Waren dies im Feudalismus vor allem Geistliche, so haben heute Think Tanks oder Journalist_innen diese Rolle übernommen, aber auch Talkshow-Gäste, und Schauspieler_innen, deren Verhaltensmuster Modell sind, „das von Millionen als Subjektivierungstechnologie angeeignet [...] wird.“2 Ein gegenhegemoniales Projekt muss auf vielen Ebenen operieren, um eine neue Lebensweise zu etablieren. Es wird von einer Vielzahl von Praktiken, Subjektivitäten, Kämpfen und Projekten vorangetrieben, selbst wenn diese nichts voneinander wissen. Es ist dabei verwickelt in den Kampf unterschiedlicher Hegemonie-Projekte. In ihnen verdichten sich vielfältige Strategien, in denen Akteur_innen versuchen ihr partikulares Interesse zu verallgemeinern. Gelingt es einem Projekt, seine Interessen einigermaßen kohärent zu universalisieren, handelt es sich um ein hegemoniales Projekt, das sich in den zivilgesellschaftlichen Institutionen festsetzt. Zu einem politischen oder Staats-Projekt wird ein solches hegemoniales Projekt dann, wenn es sich in die staatlichen Apparate einschreibt. Dies war dem neoliberalen Projekt gelungen: Es verklammerte Kritiken am Bürokratismus und Paternalismus mit einer Strategie zur Schwächung der Gewerkschaften und einer Aushöhlung des Wohlfahrtsstaates unter dem Label des „Rückzug des Staates“.
 
Zu einem juridischen Projekt wird das hegemoniale Projekt, wenn es auch im Rechtsdiskurs ausgearbeitet wird. Zivilgesellschaft, Politik und Recht haben ihre eigenen Spielregeln und ihre eigenen Intellektuellen. Eine gesellschaftliche Hegemonie stellt sich erst dann her, wenn die Gesellschaft als Ganzes der neuen Rationalität folgt. Die EU zeigt dabei, wie fragil die Legitimation politischer Herrschaft bleibt, wenn Hegemonie-Projekte sich in politischen und juridischen Projekten einer administrativen Elite ohne zivilgesellschaftliche Verankerung niederschlagen.
  
Vielfältigkeit der Strategien
  
Vor diesem Hintergrund wird deutlich, warum ein bloßes Auswechseln des politischen Personals keine gesellschaftlichen Veränderungen bewirkt. Erst wenn dies Ausdruck eines hegemonialen Projektes ist, können die politischen Intellektuellen die neuen Praxen in den Politikprozessen absichern. Ein postneoliberales gegenhegemoniales Projekt speist sich aus den abweichenden Wünschen, aus alternativen Praxen und Denkweisen und wird durch tausende von Strategien vorangetrieben, die in ihrer Vielfältigkeit von niemandem vorhergesehen werden können. Die Multitude hat kein Steuerungszentrum, sondern greift von vielen Punkten aus an. Sie strebt die Veränderung sowohl der Alltagsroutinen als auch der institutionellen Praktiken an. Der Versuch, einen Teil dieser Kräfte in einem neuen Crossover-Institut zu bündeln, zielt darauf, ein gemeinsames Projekt zu formulieren, das eine Antwort auf die Krise der sozialen Reproduktion gibt, das neue Begriffe setzt, Korridore für neue Praxen öffnet und dabei mögliche Differenzen fruchtbar macht. Ein solches gegenhegemoniales Projekt, das nicht nur materielle Bedürfnisse, sondern auch affektive Imaginationen in eine politische Vision einbindet,3 ist die Voraussetzung, um den Schwebezustand zu beenden, in dem die alte zerstörerische Praxis weiter Unheil anrichten kann.
  
Anmerkungen
 
1 Interview mit Michael Hardt, „Wir müssen verstehen, wer der Feind ist“, in: Spiegel-Online, 24.03.2010.
 
2 Alex Demirović, Hegemoniale Projekte und die Rolle der Intellektuellen, in: Das Argument 239/2001, 59 ff.
 
3 Leo Bieling/Jochen Steinhilber, Hegemoniale Projekte im Prozess der Europäischen Integration, in: Dies., Die Konfiguration Europas. Dimensionen einer kritischen Integrationstheorie. Münster 2000, 102-130.
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perspektiven der mosaiklinken

Anforderungen an Crossover

Klaus Dörre

Es ist paradox: Ein liberal-konservativer Block, der schon bei der Wahl nicht über eine Mehrheit verfügte, verliert binnen weniger Monate deutlich an Zustimmung und sitzt dennoch fest im Sattel. Während die FDP rechtspopulistische Züge annimmt, besetzt die Union das Terrain einer wirtschaftsnahen Sozialdemokratie. Hauptgrund für die stabile Instabilität der Regierung ist die Mobilisierungsschwäche der Opposition, die derzeit weder über ein attraktives Gesellschaftsprojekt noch über eine glaubwürdige Machtoption verfügt.  
Ökonomisch-ökologische Doppelkrise
  
Soll diese Konstellation eines Tages progressiv aufgelöst werden, müssen linke Parteien und soziale Bewegungen aus der ökonomisch-ökologischen Doppelkrise lernen. Denn kurz nach den Wahlen in NRW ist mit der Rechnung für die Bewältigung der Krise zu rechnen. Sloterdijk- und Westerwelle-Debatten waren das Vorspiel für den Angriff auf den Sozialstaat. Die Prekarisierung der Arbeits- und Lebensverhältnisse wird fortschreiten und dies wird nicht nur Spaltungen innerhalb der subalternen Gruppen vertiefen, sondern auch jene disziplinieren, die noch über eine Festanstellung verfügen. Diese Problematik lässt sich nicht mehr zureichend mit traditioneller sozialdemokratischer Reformpolitik bearbeiten. Die aus betriebswirtschaftlichen Kalkülen ausgelagerten ökologischen Folgekosten zehren bereits heute einen Gutteil des gesellschaftlichen Reichtums auf. Wegen dieses destruktiven Wachstums bietet eine neo-keynesianische Wirtschaftspolitik allein noch keine Alternative. Umgekehrt lässt sich ein ökologischer Umbau ohne Schritte zur Entprekarisierung nicht realisieren.
  
Programmatisches Crossover
  
Weil die ökonomisch-ökologische Doppelkrise nun offen zutage tritt, sieht sich die Linke an einen Punkt zurückgeworfen, den sie Ende der 1980er Jahre schon einmal erreicht hatte. Allerdings erfolgt die Problembearbeitung inzwischen in einem Fünf-Parteien-System. Doch führende Sozialdemokraten geben sich noch immer der Illusion hin, man könne sich der Konkurrenz einer eigenständigen Linkspartei wieder entledigen, die GRÜNEN neigen zu Bündnissen mit der CDU; und der LINKEN stehen interne Klärungsprozesse bevor. Da die Mehrheitsströmungen in den Gewerkschaften ihr Heil im Krisenkorporatismus suchen und die sozialen Bewegungen noch keine Ansatzpunkte für größere Proteste gefunden haben, bleiben rot-rot-grüne Bündnisse vorerst eine vage Option. Linke Zufallsmehrheiten reichen nicht aus, um eine wirkliche Alternative zu ermöglichen. Benötigt wird ein neuer programmatischer Grundkonsens für eine radikale Reformpolitik mit „langem Atem“. Das Ausloten eines solchen Konsenses hätte ein neues programmatisches Crossover zu leisten.
  
Schnittmengen
  
Von den Grundlagen eines emanzipatorischen Sozialstaates über die Restrukturierung der Arbeitswelt bis hin zur Revitalisierung der Demokratie gibt es genügend zu bearbeitende Themen. Drei Komplexe sind daher von zentraler strategischer Bedeutung: Erstens die Transformation der Ökonomie: Hier muss nach Alternativen zu einem markt- und technikzentrierten „Green Capitalism“ gesucht werden. Mit seinem Urvertrauen in Marktkräfte klammern solche Visionen die Problematik sozialer Nachhaltigkeit faktisch aus. Die Verknüpfung von Verteilungsgerechtigkeit und sozialer Sicherheit mit der Konversion industrieller Strukturen ist für die Handlungsfähigkeit der politischen Linken und der Gewerkschaften zentral. Im Zentrum dieser Debatte müssen der Wachstums- und der Wohlfahrtsbegriff stehen. Die Linke ist hier gespalten. Plädieren die einen für einen vollständigen Bruch mit dem kapitalistischen Wachstumsregime, sprechen sich die anderen für eine Neudefinition von Wachstum und einen „grünen Radikalkeynesianismus“ aus.
 
Zweitens ist die Neudefinition von Wirtschaftsdemokratie von zentraler Bedeutung. Es gilt, Konzeptionen für einen flexiblen Hochgeschwindigkeitskapitalismus zu entwickeln. Dabei muss der Wachstumsproblematik ebenso Rechnung getragen werden wie den Interessen Prekarisierter und den Anforderungen an die Geschlechterdemokratie. Eine zeitgemäße wirtschaftsdemokratische Konzeption ist notwendig, um ein ökologisch-soziales Umsteuern jenseits autoritativer Versuchungen zu ermöglichen.
 
Die gesamte Linke benötigt drittens ein verändertes Politikverständnis. Mitte-Links-Bündnisse waren in der Vergangenheit auch deshalb wenig erfolgreich, weil sie mit dem Regierungsantritt zivilgesellschaftliche Unterstützung einbüßten. Ein radikaler Reformismus mit „langem Atem“ wird nur erfolgreich sein, wenn er auch in der Regierung gesellschaftlich mobilisierungsfähig bleibt. Das geht nicht ohne antikapitalistische Kritik, die die Schwellen der „Systemverträglichkeit“ offensiv auslotet.
  
Die Mosaiklinke
  
Als ein Leitbild mit Perspektive hat Hans-Jürgen Urban den Begriff der Mosaiklinken geprägt. Damit ist etwas anderes gemeint, als eine bloße Neuauflage traditioneller Bündnispolitiken. Die politische Linke ist inzwischen genau so ausdifferenziert wie die Gesellschaft. Sie muss diese feldspezifische Eigenständigkeit wahren, um glaubhaft agieren zu können. Unabdingbare politische Einigung bedeutet dialogische Einigung auf Zeit und für spezifische Projekte unter Beibehaltung je besonderer Identitäten.
 
Dies gilt auch für die beteiligten Parteien. Die Sozialdemokratie muss sich von der Agenda-Politik lösen, aber sie muss dazu nicht werden wie DIE LINKE. Wahrscheinlich ist, dass die GRÜNEN ökologische Kompetenz noch immer authentischer verkörpern als ihre Konkurrenz und dass die LINKE den Antikapitalismus deutlich besser repräsentiert und ihr Umfeld ein Gravitationszentrum von politisch besonders aktiven Gruppen ist. Dieses Potential ist für einen radikalen Reformismus des 21. Jahrhunderts unverzichtbar. Aus diesem Grund gibt es nur eine glaubwürdige alternative Machtoption – ein rot-rot-grünes Bündnis mit tiefer Verankerung in der zivilen Gesellschaft. Ein neues Crossover-Projekt bedeutet, daran zu arbeiten, dass eine solche Option real werden kann. Die unlängst erfolgte Gründung des Instituts Solidarische Moderne (ISM) ist ein Schritt in diese Richtung, dem hoffentlich viele weitere folgen werden.




crossover: lernen und/oder regieren?

Benjamin Hoff und Robert Zion im Streitgespräch



prager frühling: Was gefällt euch eigentlich bei der jeweils anderen Partei besonders gut?  
Benjamin Hoff: Ich glaube die Stärke der Grünen besteht darin individuelle Freiheitsrechte nicht sozialen Rechten gegenüber zu stellen. Das ist ein unzweifelhafter Vorteil einer grünen Bürgerrechtspartei gegenüber einer bedauerlicherweise noch nicht ausreichend entwickelten sozialistischen Bürgerrechtspartei.
  
Robert Zion: Ich finde es ausgesprochen gut, dass mit der Partei Die Linke ein Teil der Bevölkerung eine parlamentarische Vertretung erhalten hat, der aus den politischen Prozessen zuvor herausgefallen ist. Es ist gut für die Demokratie, dass jene heute eine Stimme erhalten haben, die im Zeitalter des Neoliberalismus unter die Räder gekommen sind.
  
PF: Benjamin, du sprichst häufig von radikalreformerischer Politik. Inwiefern grenzt sich das denn von gängiger Reformpolitik ab?
 
Hoff: Radikalreformerische Politik versucht Reformen zu definieren, die geeignet sind, im hier und jetzt zu beginnen, aber gleichzeitig immer über diese Dimension hinausweisen. Wenn also über sozial-ökologischen Umbau gesprochen wird, so ist das nicht zu trennen von Reichtums-Umverteilung und mehr Mitbestimmung. Ökologische Gerechtigkeit ist soziale Gerechtigkeit und gerät zwangsläufig in Konflikt mit Machtfragen und Konzerninteressen. Radikale Reformen begreifen Politik als realpolitischen und dialektischen Prozess.
  
PF: Robert, du beziehst dich vor allem auf den Begriff Transformation. Geht das in die gleiche Richtung wie Benjamins radikalreformerische Politik?
 
Zion: Im Wesentlichen teile ich das. Transformation ist natürlich ein Begriff, der versucht den alten Gegensatz zwischen Bernstein und Luxemburg vergessen zu lassen, aber eben nicht aufzulösen. Hier sehe ich mich in einer postmodernen Tradition und setze mich eher für ein differentielles Denken ein. Ich glaube daher, dass der alte Gegensatz zwischen den Staat kapern und den Staat reformieren hinfällig geworden ist. Wir müssen auch selbstkritisch sein. Ich sage auch immer: Wenn jemand sagt, ich möchte Sozialismus, sage ich: War auch scheiße.
 
Heute gilt es im Sinne einer pluralen Organisation zu denken entsprechend Hardt/Negris Konzept der Multitude. Das heißt, dass sowohl Regierungspolitik, die reformerisch ist in dem Sinne, dass sie an die Wurzel der Probleme geht, als auch politische Widerstandsformen, wie sie sich in Lateinamerika beobachten lassen oder auch in Deutschland bei Bildungsstreiks, ihre Berechtigungen besitzen und ein gemeinsames Bild ergeben können. Ich würde vielleicht noch etwas zur ökologischen Frage ergänzen wollen. Hier haben die Strukturfragen immer etwas mit den Größeneinheiten zu tun, die man organisiert. Man wird schlichtweg zu kleineren Einheiten kommen müssen. Wir brauchen mehr Selbstverwaltung, -verantwortung, -bestimmung um Machthierarchien herauszunehmen.
  
PF: Es geht also darum, bestehende Machtstrukturen in Frage zu stellen. Ein Projekt, das du stark machst ist das bedingungslose Grundeinkommen (BGE). Entspricht das BGE oder ein anderes Projekt radikalreformerischer Politik?
  
Zion: Die Bürgerversicherung, in die alle Einkommensarten ran müssen, ist ein wichtiges Projekt. Die Debatte um das Grundeinkommen ist ein Prozess, der Dinge sichtbar machen kann, trotz des normierten medialen Diskurses. Man wird sehr offen über die Zukunft der Arbeit sprechen müssen, sonst werden wir weitere Verwerfungen in der Gesellschaft erleben, insbesondere weil sich der Wandel nicht mehr administrieren lässt. Die fehlende Begriffsbildung über den Wandel der Arbeitsgesellschaft macht uns unfähig die Vorgänge zu begreifen und führt zu einer schlechten Politik. Vorerst ist das BGE auf dem Weg diese Auseinandersetzung anzustoßen. Ob es denn ein weiterführendes Projekt wird und mit wem, ist unklar bzw. schwer vorauszusagen.
  
PF: Um vielleicht etwas konkreter zu werden: Gibt es ein vorstellbares Bündnis, das das BGE als Projekt tragen könnte?
  
Hoff: Ich halte es für fraglich, dass das BGE ein realistisches Projekt für eine rot-rot-grüne Regierung sein könnte und sollte. Aber das BGE hat das Potenzial eines radikalreformerischen Projektes, da es zur Diskussion und zum Nachdenken über bestehende Verhältnisse anregt. Im Regierungsfalle würde man sich auf Zwischenschritte verständigen müssen und diese Zwischenschritte würden Gegenstand von hoffentlich konstruktivem Streit sein. Derzeit ist unklar, ob sich eher gewerkschaftlich geprägte Kritiker – deren Skepsis ich teile – und emanzipatorische Befürworter des BGE miteinander verständigen können. Dazu bedarf es eines entsprechenden Umfeldes aus Initiativen, kritischer Wissenschaft und Verbänden, das die Parteien und ihre Debatten trägt und sich daran beteiligt. 
  
PF: Robert, deine Partei hat von 1998 bis 2005 mitregiert. Rot-Grün ist auch einmal als Reformprojekt gestartet. Woraus muss man seine Lehren ziehen, wenn man ein angestrebtes Projekt neu denkt?
  
Zion: Rot-grün hat eine gesellschaftliche Liberalisierung geleistet. Die Homoehe ist nur ein Beispiel, aber man hat auch endlich mal darüber geredet, wie schlimm mit Migrantinnen oder Flüchtlingen umgegangen wird. Im ökologischen Bereich hat man vieles angestoßen. In der Außenpolitik ist man in der Wirklichkeit angekommen, um das mal so krass zu sagen. Rot-Grün hat den Kosovo Krieg nicht geführt, sondern mitgemacht. Das mag haarspalterisch klingen, aber es besteht ein Unterschied. Die Alternative wäre ganz klar gewesen, in die Opposition zu gehen und dann auch im Bundestag als nicht regierungsfähig zu gelten. Das ist in meinen Augen kein Opportunismus. Es ist einfach das Fahrwasser, in welches man außenpolitisch hineingerät. Deshalb müssen wir uns Gedanken darüber machen, was eine internationale Friedenspolitik sein kann, jenseits des klassischen Nationenrechts und des daraus abgeleiteten Völkerrechts. Ich glaube, das Völkerrecht und die Vereinten Nationen sind dermaßen geschwächt worden in dieser ganzen Phase seit der Jahrtausendwende, dass wir in der Frage globaler Friedenspolitik eine Art Weltbürgerrecht brauchen wie Hardt und Negri es nennen. 
  
PF: Wie lässt sich denn vermeiden, dass man in ein solches von außen bestimmtes Fahrwasser hineinkommt? Wie müsste ein solches Projekt aussehen?
  
Zion: Es lässt sich nicht vermeiden in dieses Fahrwasser hineinzugeraten. In einer Bundesregierung kann man nicht einfach den Bankensektor verstaatlichen mit den großen Börsenplätzen und internationalen Verträgen im Rücken. Dabei wird man sich darauf einlassen müssen, dass nur halbgare Lösungen herauskommen. Es ginge dann darum, entsprechende Institutionen aufzubauen, die die alten ersetzen. Ein weiterer Gedanke: Ihr habt ja eure Wähler und wir haben unsere Wähler, aber diese Interessen unserer Wähler lassen sich zusammenführen. Wir haben eher die gebildeten Eliten, in dem was Richard Florida die „creative class“ nennt. Und bei euch, obwohl sich auch hier neue Tendenzen abzeichnen, die klassische Arbeiterschicht. Die gesellschaftlichen Gruppen mitzunehmen, die Interessen zusammenzuführen und dann ein Projekt zu initiieren, das dann auch durchschlagen wird gegen Widerstände. 
  
PF: Benjamin du hast ja auch schon ein bisschen Regierungserfahrung. Welche Fehler kann man möglicherweise vermeiden und was ist gut gewesen? 
  
Hoff: Ich würde zwei Ebenen voneinander trennen. Aus meiner Sicht ist ein Crossover- Prozess, der sich nur auf drei Parteien bezieht, interessant aber unbefriedigend. Es muss uns gelingen, dass die drei Parteien und das ihnen nahestehende gesellschaftliche Umfeld gemeinsam diskutieren. Dies erst schafft den erforderlichen gesellschaftlichen Resonanzboden, den politische Vorhaben einer Reformregierung benötigen, der sie trägt und auch gegebenenfalls gegen große Widerstände verteidigt. Je besser ein Crossover-Prozess funktioniert, umso stärker entstehen gesellschaftliche Bündnisse, die sich dann auch in Parteien abbilden werden. Wir dürfen nicht vergessen: Parteien bestimmen die gesellschaftliche Debatte immer weniger. Sie benötigen daher eine hohe Sensibilität, gesamtgesellschaftliche Diskurse aufzunehmen. 
 
Die normative Überhöhung einer Regierungsbeteiligung teile ich so nicht, weil sie diesen überhöhten Ansprüchen nicht gerecht werden kann. Deshalb muss ein Crossover-Prozess immer weitergehen als das was ein rot-rot-grünes Regierungsbündnis machen könnte. 
  
PF: Konkret hieße das?
  
Hoff: Das heißt, jetzt Regeln für eine Regierungsbeteiligung aufzustellen macht keinen Sinn, weil die kommende Situation eine andere sein wird, als die jetzige. Regierungen sind Kompromissinstrumente und sie haben deshalb immer eine Begrenztheit. Es wird deshalb aus linker Perspektive nie eine wirklich gute Linksregierung geben. Weil zum Regieren immer gesellschaftliche und zuerst koalitionäre Kompromisse gehören. Deshalb ist die Überhöhung und Fokussierung auf ein mögliches rot-rot-grünes Regierungsbündnis weniger spannend als die Diskussion, die über ein radikalreformerisches gesellschaftliches Bündnis geführt werden müsste. Hier haben wir aber ein morbides politisches Umfeld. Gewerkschaften brechen die Mitglieder weg, die globalisierungskritische Bewegung ist in der Wirtschaftskrise kaum spürbar. Andererseits: 2009 gab es einen unheimlich guten Bildungsstreik, der deutlich erfolgreicher gewesen ist als jene Mitte der Neunziger. Gleichzeitig haben wir die schlechteste Hochschul- und Schulorganisierung seit Jahrzehnten. Neue Handlungsmöglichkeiten müssen erschlossen werden wie z.B. Formen von „organizing“-Politik. Der Crossover-Prozess soll durchaus zu einer Linksregierung führen. Aber die Regierung ist immer nur ein Teil politischer Veränderung und radikalreformerisch vermutlich nicht der entscheidende. Das habe ich wohl in der Zeit bevor ich selbst in die Regierung gegangen bin auch noch ein bisschen anders gesehen.
 
Zion: Es geht weiterhin um die Demokratisierung der Gesellschaft. Endlich muss die Demokratie durch die Werkstore gelassen werden, eine Aufgabe, die die Gewerkschaften früher noch lauter vertreten haben als heute. 
  
PF: Uns würde natürlich auch noch die Frage nach den sozialen Bewegungen interessieren. Seht ihr Ansätze bei den Bewegungen und eine gemeinsame Grundlage?
  
Hoff: Was wir heute im Crossover-Prozess nicht mehr machen können, ist davon auszugehen, dass wir als Parteien in der Tradition der ArbeiterInnenbewegung einen großen Teil sozialer Bewegungen internalisieren. Wir haben zwar Mitglieder die Verknüpfungen zu diesen Organisationen besitzen, aber die Organisationen existieren ohne die zwingende Bezugnahme auf die Parteien. Deshalb müssen wir uns die Mühe machen, diese Bezüge herzustellen. Obama hat dies zeitweise geschafft. Dadurch entstand Mobilisierung, Veränderung – siehe die Gesundheitsreform. 30 Millionen Menschen sind jetzt in den USA mehr krankenversichert. Politik ist die kollektive Durchsetzung von Interessen. 
  
PF: Die Linkspartei lässt sich ja als Partei alter Ordnung verstehen, während die GRÜNEN als Partei neuer Ordnung entstanden sind. Gibt es formale Ansätze die Modernisierungspotenziale besitzen und Ideen aus den sozialen Bewegungen aufgreifen?
  
Hoff: Parteien sind in zunehmendem Maße weniger Mitgliederparteien, sondern werden Wählerparteien. Es hat in den neunziger Jahren schon Modernisierungsversuche gegeben, z.B. durch das Internet und Probemitgliedschaften. Das sind alles Versuche gewesen, mit einem veränderten Organisationbewusstsein umzugehen. Ob linksalternative Parteien für Menschen spannend sind, wird sich daran zeigen, ob sie konkreter Teil gesellschaftlicher Debatte und wirksamer Ort von Einflussnahme sind. Nach 1968 ist es der SPD zeitweise gelungen, als eine authentische Vertreterin dieser Umbruchphase wahrgenommen zu werden. Eine Wiederholung dessen kann man nicht planen oder erzwingen. Aber die klassische Mitgliederpartei – die wird es meines Erachtens nicht mehr geben. 
  
Zion: Erst mal glaube ich, dass man Bewegungen heute nur noch global denken kann. Das betrifft die ökologische Frage, die soziale Frage, die friedenspolitische sowieso aber auch die Bürgerrechtsfrage. Da muss man sich einfach angucken was überall passiert. Am interessantesten finde ich was man eigentlich gar nicht mehr soziale Bewegung nennen kann, sondern soziales Experiment nennen müsste: Zapatisten, Morales in Bolivien. Man kann da einfach viel von diesen Bewegungen lernen. Ich würde mir wünschen, man würde sich mal ansehen, wie Morales die Ölförderung organisiert und welches Politikmodell dort Anwendung findet und eben nicht der klassischen Kategorie entweder verstaatlichen oder privatisieren zuzuordnen ist. So etwas sollte man sich mal zum Vorbild nehmen. Es gibt eine Menge zu lernen.
  
Autoreninfo
 
Robert Zion ist Philosoph und Vorstandssprecher der Grünen Gelsenkirchen. Benjamin Hoff ist Staatssekretär in der Berliner Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz und bei der LINKEN.




lagerkoller

Wie viele Lager hat die Linke?

Jörg Schindler und Thomas Lohmeier

Die Debatte um Bündniskonstellationen der LINKEN mit SPD und Grünen kennt in der Regel zwei Pole. Die Einen sehen DIE LINKE als Teil des progressiven Lagers, gemeinsam mit SPD und Grünen. Zusammenarbeit, Crossover, gemeinsame Reformpolitik sei notwendig, um das neoliberale und konservative Lager, bestehend aus FDP und CDU, zu schlagen. Gerade davor warnen die Anderen: Zuviel Gemeinsamkeit, Kompromiss, gerade in Regierungskonstellationen, schade der linken Alleinstellung als anti-neoliberale, gar gesellschaftstransformierende Kraft. Eine zweite SPD brauche niemand. Statt der Zwei-Lager-These der „Reformer“ sehen sie in der LINKEN eine Art drittes Lager, jenseits der rot-grünen, aber auch der schwarz-gelben Politik.

Breite Mehrheit für Reformpolitik
Beide Positionen sind jedoch gleichermaßen falsch. Denn die Wirklichkeit der jeweiligen Parteien ist komplizierter. Die SPD der „Neuen Mitte“, also ihre Verlagerung zu den sozialen Aufsteigern und neoliberalen Grenzgängern, ist eine Fata Morgana. Durch den weitgehenden Verzicht auf klassische soziale Reformpolitik trocknete die SPD quasi zwischen den Lagern bürokratisch aus: Man werde nicht alles anders, aber vieles besser machen. Das Ende ist bekannt: Mit der Agenda 2010 vollzog die SPD ihren Selbstmord als reformpolitische Volkspartei. Jetzt stellt die SPD quasi eine ausgebrannte Hausruine dar: Hier die Grundmauern alter linker Programmatik, an denen sich Mitglieder als verzweifelte Trümmerfrauen zu schaffen machen; dort die Bunker, in denen sich die Nomenklatura der ehemaligen Regierungspartei verschanzt hat und hofft, dass sich die Zeiten bessern und die WählerInnen möglichst schnell vergessen mögen.
Weniger tragisch, aber letztendlich ebenso gespalten, zeigen sich die Grünen nach Kosovo und Agenda 2010. Ihre Anhängerschaft, das fortschrittlich-liberale Kleinbürgertum, kommt mit den Zumutungen, die eine Moderation zwischen der neoliberalen Grenzgänger- und der sozialreformatorischen Fortschrittswelt mit sich bringt, besser klar. Schließlich hat die grüne Klientel häufig beide Erfahrungen gemacht: studentische Taxifahrerin, prekärer Freelancer oder erfolgreiche Ökounternehmerin.

Was bedeutet das?
Erstens:Wir finden aktuell drei Lager vor: ein konservativ-liberales, ein fortschrittliches Lager – und dazwischen ein moderierendes, lavierendes Lager. Letzteres hat uns die „Neue Mitte“ hinterlassen und irrt jetzt wie ein Gespenst bei beginnendem Tageslicht umher. Doch auch diejenigen Linken irren, die DIE LINKE als eigenes Lager wahrnehmen. Denn sowohl bei SPD als auch bei den Grünen verläuft die Lagergrenze mitten durch ihre Parteien. So findet man bei SPD und Grünen sowohl jene, die klassische sozial-ökologische Reformpolitik betreiben wollen, als auch jene, die sich weiterhin als die Moderatoren eines „weichen Neoliberalismus“ verstehen und sich an der illusionären Humanisierung von dessen Topics versuchen. Für die Moderatoren stehen schwarz-(gelb)-grüne Landesbündnisse und das Beharren der steinmeierischen Kavallerie in Bundespartei und Fraktion, gekoppelt an die Doktrin „Ministerpräsident c´est moi“. Dies meint: mit den Linken nur taktisch und nur dann zusammenzuarbeiten, wenn diese sich wie nützliche Idioten verhalten. Für die sozial-ökologischen Reformer steht der verbreitete Wille an der verbliebenen Mitgliederbasis, endlich wieder einmal sozialdemokratische Reformpolitik machen zu dürfen, und das geht nur rot-rot-grün. Für eine solche – letztendlich ursozialdemokratische – Reformpolitik in ihrer offensiven Spielart gibt es eine Mehrheit. Das bewies Andrea Ypsilantis erste Hessen-Wahl: Mit ihrer Programmatik der „sozialen Moderne“, also einer realpolitisch orientierten, gleichsam aber deutliche Signale an den sozial-ökologischen Block in der Gesellschaft sendenden Reformagenda dürfte sie eine der ganz wenigen SPD-PolitikerInnen sein, die in den letzten sieben Jahren auch einmal eine Wahl gewonnen haben – und ihre WählerInnen mobilisieren konnte. Die scharfen Auseinandersetzungen in der SPD, die daraufhin folgten, zeigen, wie tief der Graben zwischen dem progressiven und dem moderierenden Block innerhalb der SPD sind.
Zweitens: Der Drei-Lager-Befund gilt auch für DIE LINKE selbst. Denn auch innerhalb der LINKEN finden sich sowohl VertreterInnen des progressiven als auch des moderierenden Lagers – wenn auch aus anderen Gründen als auch in anderem Mischungsverhältnis. Viele ostdeutsche Kommunal- und LandespolitikerInnen der LINKEN sind, nach Jahren der ideologischen Ausgrenzung aufgrund ihrer Vergangenheit, aber auch angesichts fehlenden anti-neoliberalen Sonnenlichts, mittlerweile durchaus gut geübt in der Moderation der Elendsverwaltung der Haushalte in Stadt, Kreis und Land. Auch hier wird häufig vieles besser, aber nicht viel anders gemacht als unter Verwaltung des konservativen Lagers. Auch hier werden – moderierend zwischen reformpolitischen Klientelwünschen, Biografieschutz und Finanzinfarkt der öffentlichen Haushalte – soziale Leistungen und öffentliche Aufgaben zurückgefahren; es wird also „konsolidiert“. Und auch hier herrscht Sorge vor, in den beinharten Konflikten mit dem konservativen Lager die mühsam erworbene Reputation vom „unsicheren Kantonisten“ zum ehrlichen Makler des Haushaltsnotlagenschreckens zu verlieren – und unter einer medialen Schlammschlacht à la Hessen letztendlich begraben zu werden.

Nicht nur besser, sondern anders machen
Zwei Initiativen haben jüngst als rot-rot-grünes „Crossover“ Schlagzeilen gemacht. Doch ein ehrliches Crossover braucht den Großkonflikt mit dem neoliberalen, aber mit auch dem moderierenden Lager, ob finanzpolitisch, sozial- und wirtschaftspolitisch oder auch etwa beim Atomausstieg. Billiger wird eine – durchaus systemimmanente – sozial-ökologische Reformpolitik nicht zu haben sein. Deshalb greift es zu kurz, wenn die so genannte Oslo-Gruppe in ihrem Aufruf „Das Leben ist bunter“ lediglich „Abschied von alten Denkmustern“ nehmen will und meint, die „rechnerisch parlamentarische Mehrheit diesseits von Union und FDP“ sei aus „unterschiedlichen Gründen, unterschiedlichen Meinungen und einer fehlenden gesellschaftlichen Stimmung“ nicht zustande gekommen. Es geht darum, es nicht nur besser, sondern anders zu machen: Also um konkrete progressive Reformprojekte, die sich deutlich vom konservativ-liberalen und moderierenden Lager absetzen. Hierfür braucht es eine Verständigung der jeweiligen reformpolitischen Kräfte in den rot-rot-grünen Parteien, die die Repräsentanz der bestehenden Bevölkerungsmehrheit für eine Reformpolitik auch parteipolitisch re-organisieren wollen. Das wird in der zweiten rot-rot-grünen Crossover-Initiative, dem „Institut Solidarische Moderne“ (ISM), beschrieben: Eine progressive Reformpolitik müsse sich gegen das Versprechen der Wohlfahrtseffekte liberalisierter Märkte, gegen die Privatisierung der öffentlichen Leistungen und Infrastrukturen und gegen die industriekapitalistische Verheißung grenzenlosen Wachstums, im Zuge dessen sich auch die Verteilungsfrage von selbst erledige, wehren. Es gehe darum, die aufgesetzte Rhetorik der „Flexibilisierung“ zu entzaubern, für die Aufrechterhaltung und den Ausbau einer Infrastruktur öffentlicher Güter zu streiten und sich für deren solidarische Finanzierung einzusetzen. Erst dadurch – so das ISM – kann sich „die gesellschaftliche Mehrheitserwartung in entsprechende politische Mehrheitsbildungen überführen lassen.“ Diese Absage an eine Bündnispolitik mit dem moderierenden Lager ist gegenwärtig die einzig realistische Strategie einer radikalen sozial-ökologischen Reformpolitik.

Strategie für eine sozial-ökologische Reformpolitik
Obwohl es moderierende Kräfte in allen drei Parteien diesseits von Schwarz-Gelb gibt, hat sich eine Bedeutungsverschiebung der drei Parteien für eine sozial-ökologische und antimilitaristische Reformpolitik ergeben. Eine solche Reformpolitik – Mindestanforderung an eine „linke Regierung“ – kann nicht mehr auf die SPD als unterstützende Kraft bauen, weil die Kräfte der Moderation hier absehbar zumindest mit einer Vetomacht ausgestattet sind. Vorstellbar ist höchstens, die SPD für eine Tolerierung einer solchen Politik zu gewinnen. Hieraus folgt, dass die SPD eine „linke Regierung“ nicht programmatisch führen kann – auch wenn man sie zur Mehrheitsbildung als Koalitionspartner wird gewinnen müssen. Geführt werden muss eine „linke Regierung“ stattdessen von LINKEN und Grünen. Beide Parteien sind mittlerweile annähernd so stark wie die SPD und es ist nicht unwahrscheinlich, dass sie zukünftig gemeinsam stärker sein werden. Hieraus folgt, dass es keine „natürliche“ Führung einer Partei im linken Lager mehr geben wird. 
Während die SPD paralysiert ist, haben LINKE und Grünen hingegen komplementäre politische Anliegen. DIE LINKE streitet für soziale Gerechtigkeit, die Grünen für eine nachhaltige Umweltpolitik. Beide Themenbereiche ergänzen sich. LINKE und Grüne können sich sogar gegenseitig in ihrem Themenbereich unterstützen und für Akzeptanz des Anliegens der Anderen im eigenen Milieu sorgen. 
Um dieses Bündnis zu schmieden, muss DIE LINKE den Grünen das ehrliche Angebot machen, gemeinsam mit ihnen Motor einer ökologischen Wende der Politik zu werden. Vor diesem Hintergrund wird DIE LINKE auch ihre eigenen politischen Konzepte neu ausrichten müssen. Ein Angebot an die Grünen, gemeinsam mit der LINKEN die gestaltende Kraft einer Regierung links der Mitte zu werden, könnte zudem die Grünen davon abhalten, die Option mehrheitsbeschaffende Funktionspartei zu ziehen, die das Ende jeder sozialökologischen Reformperspektive bedeuten würde. Strategisch ist es daher Aufgabe der LINKEN, in einen verstärkten Dialog mit den Grünen und ihrem politischem Umwelt (Umweltverbände, Menschenrechtsorganisationen, Stiftungen etc.) zu treten, statt sich in alter Gewohnheit auf die SPD zu fokussieren.




herrschende meinung?

Rechtspolitik als Spielfeld

Miriam Saage-Maaß und Kolja Möller

Recht und Verfassung stellen sich oft als widersprüchliche Errungenschaften dar. Einerseits stabilisieren die Rechtsapparate verfestige Machtverhältnisse. Andererseits gewähren das Recht und die Berufung auf Rechte den gesellschaftlich Benachteiligten und Marginalisierten auch Sicherheit und ein gewisses Maß an Freiheit. Recht bietet eben auch die Chance, bestimmte Machtverhältnisse, etwa zwischen ArbeitgeberInnen und ArbeitnehmerInnen oder zwischen Zivilgesellschaft und Staat, zu verändern. So hatte schon der Politikwissenschaftler und Staatsrechtler Wolfgang Abendroth eine Möglichkeit aufgezeigt, gesellschaftliche Kämpfe ums Recht als emanzipatorische Kämpfe um Teilhabe zu begreifen. Nach Abendroth darf das Recht nicht den herrschenden Kräften überlassen werden. Stattdessen gelte es, die Bedeutung des Rechts für das emanzipatorische Projekt ernst zu nehmen und den Kampf ums Recht als „notwendige Voraussetzung eines Emanzipationskampfes“ zu begreifen. „Wir müssen heute in der Sprache dieser juridifizierten Gesellschaft reden, ob es uns passt oder nicht passt.“(1) Ohne eine Rechts- und Verfassungspolitik, die auf eine Veränderung der Rechtsapparate zielt, wird auch eine progressive Reformpolitik schnell an ihre Grenzen stoßen. Dies gilt spätestens dann, wenn die „Schuldenbremse“ in gerichtlichen Verfahren gegen eine antizyklische Wirtschafts- und Finanzpolitik in Anschlag gebracht ist oder der Europäische Gerichtshof – wie jüngst in den Fällen Viking, Rüffert und Laval geschehen – die Grundfreiheiten weiter über die Streikrechte der europäischen ArbeitnehmerInnen stellt.  
An diesen Beispielen ist ablesbar, dass Gesetz eben nicht immer Gesetz ist. Viel hängt davon ab, wie Gerichte allgemeine Regeln konkret anwenden, wie sie Generalklauseln auslegen, wen sie anhören und welche Positionen sie als „herrschende Meinung“ zu Grunde legen. Auch die Rolle sozialer Bewegungen ist in diesem Kontext nicht zu unterschätzen. Gerichtsverfahren haben oft eine über den konkreten Rechtsstreit hinausgehende Bedeutung. Sie setzen Impulse für politische und soziale Auseinandersetzungen. Rechtliche Konflikte stellen Kristallisationspunkte sozialer Kontroversen dar und können Auslöser kollektiver Lern- und Mobilisierungsprozesse sein. Um diese Effekte zu erreichen, ist es erforderlich, dass Gerichtsverfahren aktiv von zivilgesellschaftlichen Akteuren begleitet werden. Das Verfahren darf nicht allein zwischen juristischen Experten verhandelt werden, sondern muss Gegenstand politischer Kampagnen und Diskurse werden. Es wäre Aufgabe einer progressiven Reformpolitik solche Kämpfe ums Recht aufzunehmen und sich nicht nur auf parlamentarische Politik zu beschränken. 
 
Darüber hinaus sind auch Veränderungen innerhalb der Rechtsapparate erforderlich: Es braucht eine Reform der JuristInnenausbildung, die sich für gesellschaftliche Fragestellungen öffnet und mehr als die „herrschende Meinung“ vermittelt. Und nicht zuletzt sollten progressive Kräfte ein Interesse daran entwickeln, auf die Besetzung von Bundes- und Landesverfassungsgerichten Einfluss zu nehmen. Institutioneller Einfluss kann so in eine längerfristige Veränderung der Verfassungspolitik münden und die Grenzen, von dem, was „möglich“ und „unmöglich“ erscheint, verschieben.
 
 
Fußnoten
 
1 Wolfgang Abendroth, Diskussionsbeitrag, in: Peter Römer (Hg.), Der Kampf um das Grundgesetz, Frankfurt am Main 1977.




crossover? die PARTEI ist dabei!

Leserbrief von Martin Sonneborn

Martin Sonneborn

Liebe linke Leser,
lassen Sie mich eins vorweg sagen: Herzlichen Glückwunsch zu Ihrer politischen Einstellung! Auch wenn ich Vorsitzender der PARTEI bin, einer Partei der extremen Mitte, und oft erkläre, dass es links und rechts neben der PARTEI nichts geben kann und auch nichts geben wird, so gehören meine Sympathien doch den Menschen in diesem Land, die das Herz am rechten Fleck tragen: links. Dort, wo es zu schlagen hat.
Denn wir haben mehr Berührungspunkte, als Sie vielleicht glauben. Genau wie Die LINKE ist auch Die PARTEI eine kürzlich gegründete, obskure Gruppierung, die von der konservativen bayerischen Landbevölkerung erstaunlich wenig geschätzt wird. Beide Parteien verachten die Spaßpartei FDP aus tiefstem Herzen und haben Probleme mit dem Verfassungsschutz. Die LINKE, weil sie skandalöserweise beobachtet wird. Die PARTEI, weil sie skandalöserweise nicht beobachtet wird. Und das, obwohl wir extra eine „Verfassungsfeindliche Plattform“ (VFP) gegründet haben, um nach der Machtübernahme auf eine saubere Dokumentation unserer Tätigkeit durch staatlich bestellte Fachleute zurückgreifen zu können. 
Eine kleine Anfrage von Ulla Jelpke (MdB, DIE LINKE) nach der Gefährlichkeit der VFP für die freiheitlich-demokratische Grundordnung wurde von der Bundesregierung mit dem fragwürdigen Hinweis beantwortet, wir seien „eine Satire von Redakteuren der Zeitschrift TITANIC.“ Seriöse Regierungsarbeit sieht – im Umgang mit beiden Parteien – anders aus. Mit PRAGER FRÜHLING bzw. TITANIC verfügen sowohl DIE LINKE als auch Die PARTEI über ein lustiges Zentralorgan, und beide Parteien sind so konsequent gegen Rüstungsexporte und kriegsähnlichen Krieg, daß die Grünen blaß werden.
 
Über Verstaatlichungen können wir reden (seit Opel), und die Einführung von Bürgergeld ist eine alte PARTEI-Idee („800 Euro plus Miete!“). Unsere Forderung aus den letzten Hamburger Bürgerschaftswahlen, Manager-Gehälter auf das 25.000-fache eines einfachen Arbeiterlohns zu begrenzen, wird Ihren Beifall finden. Der Punkt „gleichgeschlechtliche Lebensweisen“ war dort sogar unser wichtigstes Wahlkampf-Thema. Ich erinnere nur an unser Plakat „CDU-Wähler aufgepaßt: Ole von Beust ist schwul!“, mit einem lustig lachenden Ole. Und an die überarbeitete 2.0-Version, die wir der Presse präsentierten, nachdem der CDU-Geschäftsführer Jaecke erklärt hatte, das habe mit Satire nichts mehr zu tun und sei „Schmutz total“: „Schwule Wähler aufgepaßt: Ole von Beust ist in der CDU!“
 
Unsere Forderung, die Mauer wieder aufzubauen, damit das Merkel wieder dahinter weggeschlossen werden kann, ist eine rein populistische Forderung, die uns im Westen viele Sympathien bringt. Zumal wenn ich an die wirtschaftlich glücklichen Jahrzehnte erinnere, in denen Merkel hinter der Mauer weggeschlossen war. Aber das muß ebenso wenig zwischen uns stehen wie unsere Forderung nach dem Wiederabriß der Dresdner Frauenkirche: Ich habe mehrfach öffentlich mein Ehrenwort gegeben, dass mit uns an der neuen Mauer kein Schießbefehl zu machen sein wird.
 
Natürlich ist die Linke hierzulande, wie fast überall, tendenziell intelligenter und humanistischer als die Konservativen. Aber mit ihrer traditionell wenig ausgeprägten Fähigkeit zur Konsensbildung und ihrem überdurchschnittlich hohen Irrenanteil ist sie kaum in der Lage, politische Mehrheiten zu erzielen. Aus diesem Grund tut jetzt langsam mal ein ordentlicher, moderner Turbo-Crossover Not – unter der straffen Führung der PARTEI.
  
Autoreninfo
 
Martin Sonneborn war bis 2005 Chefredakteur des Satiremagazins TITANIC und ist inzwischen Vorsitzender der PARTEI. Bei diesem Beitrag handelt es sich um die verkürzte Wiedergabe einer politischen Brandrede, die er als Bundesvorsitzende der PARTEI am 25. Mai beim Rasieren vor seinem Badezimmerspiegel hielt.




aus den trümmern der digitalen gesellschaft ...

... erwächst eine Partei neuen Typs

Thomas Lohmeier

„Ich bin für die Wahrung unserer Grundrechte. Artikel 26 Grundgesetz bestimmt, dass unsere Bundeswehr eine Verteidigungsarmee ist“, darf ein Handwerkermeister seine Gründe für die Mitwirkung in der Piratenpartei in einem Werbespot erläutern. Für alle anderen Parteien – Die Linke einmal ausgenommen – gilt hingegen die Parole: Gestern verteidigten wir Deutschland und heute die ganze Welt. Und es kommt noch schlimmer: Partielle Kommerzfeindlichkeit und Neigungen zum Marxismus bescheinigt FAZ-Herausgeber Frank Schirrmacher den Piraten. Als bürgerlicher Intellektueller weiß er schließlich, worauf es wirklich ankommt: auf das Verhältnis zum Eigentum. Und zu diesem hätten die Piraten ein ungeklärtes Verhältnis. Patente auf Lebewesen finden sie unethisch, freien Zugang zu Forschungsergebnissen und die Gebührenfreiheit der Bildung wird verlangt und zu alledem eine radikale Änderung des Urheberrechts („Vergesellschaftung der Inhalte“) gefordert. 
Zwar ist die Community der freien Software-EntwicklerInnen nicht die kommunistische Vorhut, für die sich ein Teil von ihnen hält. Aber dennoch zeigt sie oft ganz praktisch: Die freie Assoziation der ProduzentInnen kann der Produktion unter den Bedingungen der privaten Verfügungsgewalt überlegen sein; die Organisation von Partei und Community nach dem Prinzip der Liquid Democracy lässt zudem erahnen, wie eine Gesellschaft demokratisch organisiert sein könnte. Die Piraten sind also tatsächlich näher am Kommunismus als einE TraditionsgewerkschafterIn, die insbesondere bei der massenhaften Missachtung des "geistigen Eigentums" im Internet ihrem Namen gerecht werden: als Schutztruppe der digitalen Piraterie.
 
Dass die Produktion des Wissens zunehmend in Widerspruch mit dem Urheberrecht gerät, ist aber der eigentliche Grund für ihr Erstarken. Die Piraten greifen den aus der Wissensproduktion erwachsenden Widerspruch auf, der durch die Begrenzung der produktiven Potentiale des Wissens besteht. Denn das spezielle Produkt Wissen schöpft seine Potentiale erst durch Vervielfältigung aus. Das Urheberrecht begrenzt aber seine Verbreitung. Das Privateigentum – einst Motor der ökonomischen Entwicklung – mutiert auf diese Weise zur Bremse derselben.
 
Und während Die Linke noch im klassischen Eigentumsbegriff John Lockes gefangen ist, sind die Piraten bereits einen Schritt weiter und – ohne es zu ahnen – nahe an Marx. In seiner Kritik des Gothaer Programms wandte er sich gegen die Vorstellung, nach der Gerechtigkeit hergestellt sei, wenn nur der Arbeiter den vollen Ertrag seiner Arbeit erhalten würde. Marx hielt der Sozialdemokratie des späten 19. Jahrhunderts vielmehr entgegen, dass gleiches Recht ungleich sei. Seine Vorstellung von Gerechtigkeit mündete daher in der bekannten Losung: „Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen.“
 
Die Open-Source- und GPL-Bewegung oder offene Enzyklopädien lassen Marx' Kritik praktisch werden: Das Produkt der eigenen Arbeit wird nicht mehr als privates Eigentum verstanden. Im Gegenteil: Das Eigentumsrecht am Produkt wird so gestaltet, dass es kollektives Eigentum bleibt. JedeR arbeitet nach seinen Fähigkeiten, jedeR konsumiert nach seinen Bedürfnissen. Die Piratenpartei als Vertreterin dieses Milieus ist so etwas wie die Avantgarde dieser Bewegungen. Trotz eines Hangs zu neoliberaler Wirtschaftspolitik, Abgrenzungsproblemen nach rechts und gelebten Patriarchats könnte sie daher ein Zeichen aus der Zukunft sein: eine Kommunistische Partei neuen Typs.




europa &#8211; anders und von unten

Die Europäischen Sozialforen von Florenz bis Istanbul

Silke Veth

Während Europa noch mitten im „verlorenen Jahrzehnt“ steckte, fanden 1999 in Seattle massive Proteste gegen das Treffen der Welthandelsorganisation (WTO) statt, im globalen Süden wurden kritische Stimmen lauter, in Lateinamerika kamen linke Regierungen an die Macht. Die altermondialistische Bewegung nahm ihren Beginn. 2001 fand im südbrasilianischen Porto Alegre als Gegenveranstaltung zum Weltwirtschaftsforum in Davos das erste Weltsozialforum statt. Die Idee war, eine neue Form globaler Organisierung zu schaffen für aktionsorientierten Austausch, Netzwerkbildung, das Ausprobieren neuer Methoden und Kommunikationsformen. Entsprechend dem Motto „Global denken, lokal handeln“ entstanden in der Folge vielfältige lokale, regionale und polyzentrale Zusammenkünfte. Das Europäische Sozialforum (ESF) war und ist dabei eine nicht zu unterschätzende Schnittstelle zwischen der lokalen Arbeit in den einzelnen Ländern, der Bildung einer europäischen Linken und den Weltsozialforen mit ihrer attraktiven Ausstrahlung. 
Sozialforen sind durch die historischen Situationen und Orte geprägt: Beim ersten Sozialforum 2002 in Florenz lag Aufbruchstimmung in der Luft. Der Europäische Sozialforumsprozess trug die Chance in sich, AltkommunistInnen, Reformlinke, TrotzkistInnen und Bewegungsmenschen zusammen zu führen. Die Kritik des Neoliberalismus funktionierte als verbindendes Thema. Die Charta von Porto Alegre garantierte den Raum, jenseits trennender Erfahrungen, in Austausch zu treten. Die Bedingungen waren gut: eine starke „Rifondazione“ und eine große Bewegung gegen die neue Berlusconi-Regierung. Ein Aktionstag gegen den Irakkrieg am 15. Februar 2003 wurde verabredet – mit 15 Millionen Menschen in 600 Städten ein großer Erfolg. 2003 in Paris war die Stimmung schon wesentlich gedämpfter. Ohne landesweite Massenbewegung und einen zentralen Veranstaltungsort zerfledderte das Forum. Migrations- und Bildungspolitik entwickelten sich zu wichtigen Achsen. Seit dem dritten ESF 2004 in London wurde das Thema Umwelt relevanter. „Ökonomische Alphabetisierung“ und der Widerstand gegen den Irakkrieg blieben weiterhin wichtige Bezugspunkte der Bewegung. Die Schwächen des Prozesses wurden offensichtlich: Mangelnde Transparenz, fehlende Kompromissbereitschaft, Beharren auf nationalen Prioritäten, Dominanz einzelner Gruppen oder parteiförmiger Organisationen. Die Beteiligung osteuropäischer und nordischer Länder war marginal. Diese Fragen wie auch die stark zerstrittene politische Linke in Griechenland selbst bestimmten auch das ESF in Athen 2006. Mittlerweile existierten kontinuierlich arbeitende Netzwerke, die das Potential haben, neue Leute einzubinden. Eine positive Verschiebung, die aber einige der Grundprobleme, die dann beim ESF in Malmö 2008 einen Höhepunkt fanden, nicht wirklich minderte.
 
Dennoch: Es gibt einen nunmehr zehnjährigen Verständigungsprozess, europäische Netzwerke wie z.B. transform! oder die „Europäische Linke“ sind im Kontext der Sozialforen gewachsen. Die Sozialforen bleiben symbolischer Kontrapunkt und sind ein wichtiger Ort zur Bildung einer europäischen handlungsfähigen Linken über die EU hinaus. Das ESF hat aber augenscheinlich eine Entwicklungsphase abgeschlossen, die Breite der Bewegung und Vielfalt der Debatten haben den Charme des Neuen verloren. Die Diskussion, ob sich das Forum als offener, strikt anti-hierarchischer Raum oder als kämpferische Bewegung weiterentwickeln will, wird in Istanbul wichtig sein. Aber auch wenn der Prozess schwächelt, bleibt die Idee der Sozialforen ohne Alternative. Und besonders Istanbul ist eine Chance, Dynamik zu entwickeln, AktivistInnen aus Osteuropa zu beteiligen und Europa anders zu denken.
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